Geſetz-Sammlung 
e die | ! 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Berufung einer außerordentlichen Synode für die evangeliſch 

| reformirten Gemeinden in der Provinz Hannover, S. 285. — Verordnung, betreffend die Zuſam⸗ 

menſetzung und Zuſtändigkeit der für die evangeliſch-reformirten Gemeinden in der Provinz Hannover 
zu berufenden außerordentlichen Synode, S. 286. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die 
Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hannover und, Buxtehude, 
S. 290. — Bekanntmachung, betreffend den Klaſſen⸗ und Einkommenſteuererlaß für das Jahr vom 
1. April 1881/82, S. 291. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch 
die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 292. 


(Nr. 8790.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 1881, betreffend die Berufung einer außer⸗ 
ordentlichen Synode für die evangeliſch-reformirten Gemeinden in der Pro- 
vinz Hannover. 


Al Ihren Bericht vom 27. v. M. genehmige Ich hierdurch die Berufung einer 
außerordentlichen Synode zur Berathung einer Kirchengemeinde und Synodal⸗ 
ordnung für die evangeliſch⸗reformirte Kirche der Provinz Hannover. Indem 
Ich Ihnen die von Mir vollzogene Verordnung, betreffend die Zuſammenſetzung 
und Zuſtändigkeit der für die evangeliſch-reformirten Gemeinden der Provinz 
Hannover zu berufenden außerordentlichen Synode, nebſt dem derſelben vorzu⸗ 
legenden Entwurf einer Kirchengemeinde und Synodalordnung für die reformirte 
Kirche der Provinz Hannover anbei zugehen laſſe, beauftrage Ich Sie, die 

“ Zuſammenberufung der Synode alsbald zu veranlaſſen und über das Ergebniß 
ihrer Berathungen demnächſt weiter zu berichten. 


Dieſer Mein Erlaß und die Verordnung vom heutigen Tage, betreffend 
die Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit der außerordentlichen Synode „ſind durch 
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die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Wiesbaden, den 4. Mai 1881. 


Wilhelm. 
f v. Puttkamer. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


— — — r — 


Gef. Samml. 1881. (Nr. 87908791) 43 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Juni 1881. 
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(Nr. 8791.) Verordnung, betreffend die Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit der für die 
evangelifch-reformirten Gemeinden in der Provinz Hannover zu berufenden 
außerordentlichen Synode. Vom 4. Mai 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Bezugnahme auf Unſeren heutigen Erlaß, betreffend die Berufung 
. einer außerordentlichen Synode für die evangeliſch⸗reformirten Gemeinden in der 
* Provinz Hannover, auf den Antrag Unſeres Miniſters der geiſtlichen ꝛc. An⸗ 
5 gelegenheiten, was folgt: 
: §. 1. 


Die Synode wird gebildet: 

1) aus dem reformirten General⸗Superintendenten zu Aurich, 

2) aus den für die außerordentliche Synode beſonders zu wählenden geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Abgeordneten, 

3) aus fünf von Uns zu berufenden Mitgliedern. 


$. 2. 
Für die Wahlen der unter Nr. 2 des vorigen Paragraphen bezeichneten 
Abgeordneten werden die in der Anlage aufgeführten Wahlbezirke gebildet, der- 
25 geſtalt, daß 
für Wahlbezirke mit weniger als 5000 reformirten Einwohnern zwei 
Abgeordnete, 
für Wahlbezirke mit 5000 bis 10 000 reformirten Einwohnern drei 
Abgeordnete, 
für Wahlbezirke mit 10 000 reformirten Einwohnern und darüber vier 
Abgeordnete 
zu wählen ſind und daß unter den von jedem Wahlbezirk zu wählenden Ab⸗ 
geordneten ein Geiſtlicher und ein Weltlicher ſich befinden müſſen, in Betreff der 
übrigen Abgeordneten aber den Wählern die freie Wahl zwiſchen Geiſtlichen und 
Weltlichen zuſteht. 


$. 3. | 

Die Wahlverſammlungen ſollen beſtehen: 
1) aus ſämmtlichen Pfarrgeiſtlichen, welche ein Pfarramt in den den Kon 
ſiſtorien zu Aurich, Osnabrück, Stade und Hannover, ſowie dem Ober⸗ 
Kirchenrath der Grafſchaft Bentheim unterſtellten reformirten Gemeinden 

definitiv oder vikariſch verwalten, 

2) aus einer gleichen Anzahl weltlicher Gemeindeglieder, deren von den 
beſtehenden Kirchengemeindeorganen (Presbyterien, Aelteſten, Kirchen⸗ 
vorſtänden 2.) und, wo ſolche Organe nicht vorhanden ſind, von den 
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Kirchengemeinden ſelbſt aus ihrer Mitte fo viele gewählt werden, als 
zur Theilnahme an der Wahlverſammlung nach Ziffer 1 berufene Geiſt⸗ 
liche in der Gemeinde fungiren, 


3) aus einer gleichen Anzahl weltlicher Gemeindeglieder, welche von den 
Kirchengemeinden aus der Zahl der wahlberechtigten Mitglieder einer 
zum Wahlkreiſe gehörigen Gemeinde gewählt werden. 


$. 4. 

In Betreff der Wahlberechtigung und des Verfahrens bei den Wahlen der 
Kirchengemeinden gelangen die Beſtimmungen der §F. 3, 4, 6 bis 10 des Geſetzes 
über Kirchen- und Schulvorſtände vom 14. Oktober 1848 finngemäß zur An⸗ 
wendung. 

§. 5. 


Für die Wahl der nach §. 3 Ziffer 2 von den Kirchengemeindeorganen 
(Presbyterien, Aelteſten, Kirchenvorſtänden) zu deputirenden Wahlmänner greifen 
die über Beſchlußnahmen jener Organe geltenden ſtatutariſchen und ſonſtigen Be⸗ 
ſtimmungen Platz mit der Maßgabe, daß die Einladung zur Wahl unter An⸗ 
gabe des Zweckes der Verſammlung ſchriftlſch mindeſtens drei Tage vor dem 
Wahltermine erfolgen muß. Wegen Vornahme der nach F. 3 Ziffer 2 und 3 
zu vollziehenden Wahlen ſind von den den betreffenden Gemeinden vorgeſetzten 
Konſiſtorien (Ober⸗Kirchenrath) die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


$. 6. 

Die Wahl der Abgeordneten zur Synode wird von einem ſeitens des vor⸗ 
geſetzten Konſiſtoriums (Ober⸗Kirchenraths) zu ernennenden Kommiſſarius geleitet 
und dergeſtalt vorgenommen, daß zunächſt ein geiſtliches, ſodann ein weltliches 
Mitglied der Synode gewählt wird und hierauf die Wahl derjenigen Mitglieder 
erfolgt, in Betreff deren eine Standesbeſchränkung in der Perſonenauswahl nicht 
ſtattfindet. 

ke 


Der Wahlverfammlung des 10. Wahlkreiſes iſt vor dem Wahlakte Ge⸗ 
legenheit zu geben, eine E lärung darüber abzugeben, ob von den von ihr 
vertretenen Kirchengemeinden der Grafſchaft Pleſſe der Anſchluß an die zu bildende 
evangeliſch⸗reformirte Kirche der Provinz Hannover gewünſcht wird und iſt nur, 
wenn die Mehrheit der Wahlmänner in bejahendem Sinne ſich erklärt, mit Vor⸗ 
nahme der Wahl von Abgeordneten nach Maßgabe des F. 6 zu verfahren. 


$. 8. 
Für jeden Abgeordneten iſt ein Erſatzmann zu wählen. 
Wählbar iſt als geiſtliches Mitglied der Synode jeder nach $. 3, 1 wahl⸗ 
berechtigte Geiſtliche, der mindeſtens 30 Jahre alt m weltliches Mitglied 
(Nr. 8791.) 
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jedes wahlberechtigte Gemeindeglied der im $. 3 bezeichneten Gemeinden, welches 
das 30. Lebensjahr zurückgelegt hat. 


. 9. 


Sowohl die Wahlen der zu deputirenden Wahlmänner als auch die Wahlen 
der Abgeordneten zur Synode erfolgen durch ſchriftliche Stimmabgabe und werden 
durch abſolute Stimmenmehrheit der Erſchienenen entſchieden. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. Ergiebt eine Wahl nur relative Stimmenmehrheit, 
fo findet eine neue Stimmabgabe in der Weiſe ſtatt, daß nur die bei der vor- 
hergehenden Abſtimmung Benannten wählbar bleiben und von dieſen derjenige 
ausſcheidet, auf welchen die geringſte Stimmenzahl gefallen iſt. Ueber die Wahl 
wird ein Protokoll aufgenommen, welches nach erfolgter Verleſung von dem Vor⸗ 
ſitenden, ſowie mindeſtens drei anderen Mitgliedern der Wahlverſammlung zu 
unterzeichnen iſt. Das Protokoll über Wahl der Wahlmänner iſt ſofort nach 
der Wahl dem mit der Leitung der Abgeordnetenwahl beauftragten Kommiſſarius 
zu überſenden. 


$. 10. 


Unmittelbar nach der Wahl der Abgeordneten zur Synode find die Ver— 
handlungen dem vorgeſetzten Konſiſtorium (Ober-Kirchenrath) einzuſenden. Nach 
dem Zuſammentritt der Synode werden dieſelben dem Synodalvorſtande über⸗ 
geben. Einwendungen gegen die Wahl find binnen zehn Tagen bei dem vor- 
geſetzten Konſiſtorium (Ober⸗Kirchenrath) einzureichen und werden von dieſem, 
nach etwa erforderlicher Aufklärung des Sachverhalts, der Synode zur Erledigung 
überwieſen. 

Ueber Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlen entſcheidet die Synode 
endgültig. 

H. 11. 


Die Synode wird nach Abhaltung eines feierlichen Gottesdienſtes durch 
einen von Uns zu ernennenden Kommiſſarius eröffnet. 

Unſer Kommiſſarius iſt befugt, an allen Sitzungen der Synode und ihrer 
Kommiſſionen Theil zu nehmen, in derſelben jederzeit das Wort zu ergreifen und 
Anträge zu ſtellen. Der Schluß der Synode erfolgt durch Unſeren Kommiſſarius. 


$. 12. 


Der Vorſtand der Synode, beſtehend aus einem Vorſitzenden, ſowie einem 
geiftlichen und einem weltlichen Beiſitzer, wird von der Synode gewählt. 

Der Vorſitzende führt den Schriftwechſel der Synode, leitet die Verhand⸗ 
lungen und handhabt die äußere Ordnung. 

Die Beiſitzer haben den Vorſitzenden in feinen Geſchäften zu unterſtützen 
und in Behinderungsfällen zu vertreten. 
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Dem Vorſtande liegt die Abfaſſung und Beglaubigung der Synodal- 7 
protokolle, ſowie die Einſendung der Verhandlungen an Unſeren Kommiſſarius ob. Be 
Für die Aufzeichnung derſelben kann der Vorſtand mit Zuſtimmung der Synode 3 
ein Mitglied derſelben oder mehrere heranziehen. 1 


$. 13. 8 

Die Sitzungen der Synode werden mit Gebet eröffnet, die Schlußſitzung . 

auch mit Gebet geſchloſſen. 5 
Zur Beſchlußfähigkeit der Synode iſt die Anweſenheit von zwei Drittheilen 1 

der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen 9 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. f 
Wahlhandlungen find, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich ergiebt, durch ; 
engere Wahlen bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit fortzuſetzen. Ergiebt ſich ' 
bei Wahlen Stimmengleichheit, jo entſcheidet das Loos. Für Wahlen zu Kom⸗ 5 
miffionen genügt relative Mehrheit. Be 
$. 14. 8 

Die Synode iſt berufen, den Entwurf der Kirchengemeinde und Synodal⸗ Be 5 
ordnung für die evangeliſch⸗reformirte Kirche der Provinz Hannover in Be⸗ N 
rathung zu nehmen. Aenderungen bisheriger kirchlicher Einrichtungen, welche über Br 
dieſen nächſten Zweck hinausgehen, find nicht Gegenſtand der Berathung. 18 
Die Entſcheidung über Aenderungen, welche von der Synode zu der ihr Br. 

zu machenden Vorlage in Antrag gebracht werden, behalten Wir Unferer Ent- 725 
ſchließung vor. 9 
$. 15. Er 

Die Mitglieder der Synode erhalten Tagegelder und Reiſekoſten. Ueber a 


die Höhe derſelben, ſowie über die zu ihrer Anweiſung erforderlichen Mittel ergeht 
beſondere Beſtimmung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 4. Mai 1881. 


(L. 8. Wilhelm. 


v. Puttkamer. 


(Nr. 8791—8792) 


ran 


Anlage zu 2. 
— —-— —— 


10. 


Verzeichniß der Wahlkreiſe. 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden der Stadt Emden und der erſten 


Oſtfrieſiſchen reformirten Inſpektion; 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden der Stadt Aurich und der zweiten 


und dritten Oſtfrieſiſchen reformirten Inſpektion; 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden der vierten und fünften Oſtfrieſiſchen 


reformirten Inſpektion, ſowie den Herrlichkeitsgemeinden Jeunelt und Lütels— 
burg⸗Norden; 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden der ſechsten Oſtfrieſiſchen reformirten 


Inſpektion, ſowie der Stadt Leer und den Herrlichkeitsgemeinden Loga 
und Neuſtadt Gödeng; 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden der ſiebenten und achten Oſtfrieſi— 


ſchen reformirten Inſpektion; 


Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden Bentheim, Brandlecht, Gildehaus, 


Lage, Nordhorn, Ohne, Schüttorf; 


„Wahlkreis, beſtehend aus den Gemeinden Arkel, Emblichheim, Laar, Neuen- 


haus, Uelſen, Veldhauſen, Wilſum, Georgsdorf; 


Wahlkreis, beſtehend aus den reformirten Gemeinden in der vormaligen 


Niedergrafſchaft Lingen; 


; e le aus den reformirten Gemeinden im vormaligen Herzog— 


thum Bremen; 
Wahlkreis, beſtehend aus den reformirten Gemeinden in der vormaligen 


Grafſchaft Pleſſe. 


— —— u ͤ—ͤ— 


(Nr, 8792.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 


einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hannover und Buxtehude. Vom 
10. Mai 1881. 


Al Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253 und Geſetz-Samml. 1879 S. 11) 
beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs 
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Eintragung in das Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchluß⸗ 

friſt von ſechs Monaten für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hannover gehörigen 

Gemeindebezirke 
Gümmer, Lohnde, Seelze, Letter, Harenberg, Döteberg, Almhorſt, 
Kirchwehren, Lathwehren, Holtenſen, Oſtermunzel, Groß-Munzel, 
Barrigſen, Dunau, Stemmen; 

ſowie für die zum Bezirk des Amtsgerichts Buxtehude gehörigen Gemeindebezirke 
Ahlerſtedt, Ahrensmoor, Ahrenswohlde, Bargſtedt, Bokel, Breſt, Deinſte, 
Frankenmoor, Harſefeld, Helmſte, Hollenbeck, Iſſendorf, Kakerbeck, 
Oersdorf, Ohrenſen, Ottendorf, Reith, Wangerſen, Wohlerſt, 


am 1. Juli 1881 beginnen ſoll. 
Berlin, den 10. Mai 1881. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


(Nr. 8793.) Bekanntmachung, betreffend den Klaſſen⸗ und Einkommenſteuererlaß für das 
Jahr vom 1. April 1881/82. Vom 24. Mai 1881. 


Hi Abänderung der Bekanntmachung vom 21. März d. J. (Geſetz-Samml. 
S. 137) wird hiermit auf Grund des Geſetzes vom 10. März d. J., betreffend 
den dauernden Erlaß an Klaſſen- und klaſſifizirter Einkommenſteuer (Gefeg- Samml. 
S. 126) beſtimmt, daß nicht für die drei Monate Januar, Februar und März 
1882, ſondern vielmehr für die drei Monate 


Juli, Auguſt und September 1881 


die Monatsraten ſämmtlicher Stufen der Klaſſenſteuer und der fünf unterſten 
Stufen der klaſſifizirten Einkommenſteuer unerhoben bleiben. 


Berlin, den 24. Mai 1881. 


Der Finanzminiſter. 
Bitter. 


(Nr. 8792-8793.) 


BR 

Bekanntmachung. 

Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 

ſind bekannt gemacht: f 

1) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 4. Oktober 1880, betreffend den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Altdamm nach Colberg durch die 
Altdamm⸗Colberger Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Stettin, Jahrgang 1881 Nr. 20 S. 103 bis 108 „ aus⸗ 
gegeben den 20. Mai 1881; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Februar 1881, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zum Statut der Magdeburger Privatbank vom 13. März 
1876, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 18 
S. 163, ausgegeben den 30. April 1881; - 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 14. März 1881, betreffend die Genehmigung 
der von dem Kommunallandtage der Oberlauſitz am 23. Dezember 1880 
wegen Auflöſung der Feuerſozietät des Markgrafthums Oberlauſitz gefaßten 
Beſchlüſſe, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 15 
S. 83, ausgegeben den 9. April 1881; 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. März 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Cleve im Betrage 
von 240 900 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 16 S. 171 bis 173, ausgegeben den 23. April 1881 ; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. März 1881, betreffend die Herabſetzung 

des Zinsfußes der auf Grund der Allerhöchſten Privilegien vom 22. März 

1858 und 4. Januar 1869 ausgegebenen Obligationen, ſowie des bisher 

nicht ausgegebenen Theils der in Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums 

vom 8. Dezember 1875 ausgeſtellten Obligationen der Stadt Spandau 
von fünf auf vier und einhalb Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 

Regierung zu Potsdam Nr. 18 S. 179, ausgegeben den 6. Mai 1881 g 

das Allerhöchſte Privilegium vom 28. März 1881 wegen eventueller Aus- 

fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Löwen bis 
zum Betrage von 80 000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 18 S. 131 bis 133 „ausgegeben 

den 6. Mai 1881; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1881, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes des bisher nicht getilgten Theils der auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vom 17. Juni 1868 ausgeſtellten Stadt 
obligationen der Stadt Schwiebus von fünf auf vier Prozent, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 19 S. 127, 
ausgegeben den 11. Mai 1881. 
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Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


“ Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


